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Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Stadtvertretung 19.03.2013 Entscheidung 
 
 

Selbstverpflichtung Rederecht Beiräte 
 
Beschlussvorschlag 
Der oder dem Vorsitzenden der in Norderstedt gewählten Beiräte (i.S.d. § 47 d/47 e der Ge-
meindeordnung) oder einem von ihr oder ihm beauftragten Mitglied des Beirates wird in den 
öffentlichen Sitzungen der Stadtvertretung und der Ausschüsse in allen Angelegenheiten, 
welche die vom Beirat vertretene Gruppe von Bürgerinnen und Bürgern der Stadt Norders-
tedt betreffen, auf deren Wunsch das Wort erteilt (gem. § 16 c Abs. 2 GO). 
Die Beiräte werden gebeten, sich vor der jeweiligen Sitzung mit dem/der Vorsitzenden in 
Verbindung zu setzen.  
 
 
Sachverhalt 
Der Seniorenbeirat hat mit Antrag vom 20.02.2013 eine Änderung der 
Seniorenbeiratssatzung vorgeschlagen. 
Inhaltlich geht es hierbei darum, in der Satzung ein Rederecht des Beirates in Stadtvertre-

tung und Ausschüssen ohne vorherige Befassung/ Beschlussfassung des Beirates in der 

konkreten Angelegenheit festzulegen. Dieses ist rechtlich so nicht umsetzbar, da dieses der 
Regelung des § 47e Abs. 2 GO widersprechen würde.  
Die vom Seniorenbeirat gewünschte Satzungsregelung wäre somit rechtswidrig; der Ober-
bürgermeister müsste einem entsprechenden Stadtvertreterbeschluss widersprechen. 
 
Das inhaltliche Anliegen des Seniorenbeirates kann aber ohne Satzungsänderung erfüllt 
werden. Der Beschlussvorschlag stellt eine Selbstverpflichtung der Stadtvertretung dar. 
Rechtliche Grundlage ist hierbei  § 16 c Abs. 2 GO: 
„Die Gemeindevertretung kann beschließen, Sachkundige sowie Einwohnerinnen und Ein-
wohner, die von dem Gegenstand der Beratung betroffen sind, anzuhören. An der Beratung 
und Beschlussfassung in nichtöffentlicher Sitzung dürfen sie nicht teilnehmen“ 
 
Der Beschlussvorschlag erweitert das Rederecht auch auf den ebenfalls nach § 47 d GO 
gebildeten Kinder-und Jugendbeirat, da dieser genauso betroffen ist. 
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